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Eröffnung eines Festlegungsverfahrens: 
Bestimmung von Kriterien für  

• die Errichtung von Offshore-Netzanbindungen 
• die Ermittlung der Realisierungswahrscheinlichkeit der Errichtung von 

Offshore-Anlagen 
 • die diskriminierungsfreie Vergabe von Anbindungskapazitäten an 

Offshore-Anlagen 
 
- Konsultation von Eckpunkten -  
 
§ 17 Abs. 2 b  
 
- BK6-11-196 -  
 

  
 
Anlass 
 
Nach § 17 Abs. 2a EnWG haben die Übertragungsnetzbetreiber (ÜNB), in deren Regelzone die 
Netzanbindung von Offshore-Anlagen erfolgen soll, die Netzanbindung vom Umspannwerk der 
Offshore-Anlagen bis zum Verknüpfungspunkt des nächsten Übertragungs- oder Verteilernetzes 
bis zum Zeitpunkt der Herstellung der technischen Betriebsbereitschaft der Offshore-Anlagen zu 
errichten.  
 
Um ein geordnetes Verfahren zu ermöglichen und um die verschiedenen Gesetzeszwecke der 
(1) rechtzeitigen Erstellung der Netzanbindung sowie der (2) preisgünstigen und (3) 
umweltverträglichen Versorgung der Allgemeinheit bestmöglich in Einklang zu bringen, hat die 
Bundesnetzagentur bereits im Oktober 2009 ein Positionspapier zur 
Netzanbindungsverpflichtung nach § 17 Abs. 2 a EnWG veröffentlicht und im Januar 2011 um 
einen Annex ergänzt.  

 

 
Mit Inkrafttreten des § 17 Abs. 2 b EnWG im August 2011 hat die Bundesnetzagentur nunmehr 
die Festlegungskompetenz zur Bestimmung von rechtsverbindlichen Kriterien erhalten, die für 
die Errichtung von Netzanbindungen nach § 17 Abs. 2a Satz 1 und 2 EnWG erforderlich sind, 
die eine Realisierungswahrscheinlichkeit der Errichtung von Offshore-Anlagen ermitteln und eine 
diskriminierungsfreie Vergabe von Anbindungskapazitäten an Offshore-Anlagen ermöglichen, 
um auf diesem Wege das Rechtzeitigkeitsgebot des § 17 Abs. 2a Satz 1 EnWG näher 
auszugestalten und zu konkretisieren.  
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Diesem Ziel dient das vorliegende Festlegungsverfahren.  
 
 
Eckpunkte 
 
Beim Abfassen der Eckpunkte hat sich die Beschlusskammer an den bisherigen Regelungen 
des Positionspapiers orientiert, da sich das hiermit implementierte, auf einer Erfüllung objektiver 
Kriterien aufbauende Verfahren in der Praxis bewährt hat.  
 
Die aus Sicht der Beschlusskammer wesentliche Weiterentwicklung gegenüber dem 
Positionspapier ist die Implementierung einer „Kautionslösung“. Mit der Stellung einer Sicherheit 
bis zur vollständigen Erfüllung der Anbindungskriterien steht der Offshore-Anlage damit zum 
Nachweis der vom Gesetzgeber für die Erstellung einer Netzanbindung geforderten 
Realisierungswahrscheinlichkeit ein zweiter Weg zur Verfügung, der es ihr gleichzeitig 
ermöglicht, den Beginn der Erstellung einer Netzanbindung durch den ÜNB vor die eigentliche 
Kriterienerfüllung und damit gegenüber der bisherigen Lösung auf der Zeitachse „nach vorne zu 
ziehen“.  
 
Die Eröffnung dieser Flexibilisierung hält die Beschlusskammer mit Blick auf die Entwicklung, 
dass HGÜ-Anbindungen nicht mehr wie im Zeitpunkt der Veröffentlichung des Positionspapiers 
(Oktober 2009) mit einer Bauzeit von ca. 30 Monaten sondern derzeit mit einer Bauzeit von ca. 
45 - 50 Monaten am Markt angeboten werden, für sachgerecht. 
 
 
 
Beabsichtigte Eckpunkte der Festlegung: 
 
 

I. Der ÜNB hat spätestens nach Kenntniserlangung der Erfüllung des Anbindungskriteriums 
nach Ziffer III.1. durch eine Offshore-Anlage mit der Einholung der für den Bau der 
Netzanbindung erforderlichen Genehmigungen zu beginnen. Er stimmt mit den 
Genehmigungsbehörden unverzüglich einen Meilensteinplan ab, bis zu welchem Zeitpunkt 
er Vorplanungen, Untersuchungen, Gutachten und sonstige für die jeweiligen 
Genehmigungen erforderlichen Unterlagen und Anträge bei den Genehmigungsbehörden 
einreichen wird. Dies gilt insbesondere auch für bereits laufende Genehmigungsverfahren 
für Netzanbindungen von Offshore-Anlagen, die das Anbindungskriterium III.1. bereits erfüllt 
haben. 

 
 

II. Netzanbindungen sind in der Regel als Sammelanbindung auszuführen, die entsprechend 
der standardmäßig am Markt verfügbaren Kapazität die Anbindung von möglichst vielen 
Offshore-Anlagen ermöglicht, die über eine Genehmigung oder eine Zusicherung der 
zuständigen Genehmigungsbehörde verfügen und in einem räumlichen Zusammenhang 
stehen, der die gemeinsame Anbindung in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht erlaubt. 
Der Entscheidung, inwieweit Offshore-Anlagen den erforderlichen räumlichen 
Zusammenhang aufweisen, hat der ÜNB den Offshore-Netzplan zu Grunde zu legen. 

 
 

III. Der ÜNB hat die zur Errichtung einer Netzanbindung erforderliche 
Realisierungswahrscheinlichkeit einer Offshore-Anlage als gegeben anzusehen, wenn diese 
dem ÜNB  

 
1. den Erhalt der nach öffentlichem Recht erforderlichen Genehmigungen der 

Offshore-Anlagen oder den Erhalt einer Zusicherung gemäß § 38 VwVfG hinsichtlich 
einer derartigen Genehmigung durch die zuständige Behörde,  

 
2. einen plausiblen Bauzeitenplan  
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3. die Durchführung der Baugrunduntersuchung für sämtliche Standorte der 
Offshore-Anlagen 

 
a) bei Erteilung der öffentlich-rechtlichen Genehmigung durch das BSH: 

durch Vorlage einer Bestätigung des BSH über den Eingang eines 
vollständigen Baugrundhauptuntersuchungsberichts gemäß der BSH-
Standards in ihrer jeweils geltenden Fassung für die 2. Freigabe  

 
b) bei Erteilung der öffentlich-rechtlichen Genehmigung durch Landesbehörde: 

durch Vorlage einer Bestätigung der nach Landesrecht zuständigen Stelle 
über den Eingang einer Unterlage, die nach Berichts- und 
Untersuchungsumfang dem Baugrundhauptuntersuchungsbericht nach 
Buchstabe a) entspricht 

 
 

4. den verbindlichen Vertrag über die Bestellung sämtlicher Windenergieanlagen und  
 

a) das zur Finanzierung für die Windenergieanlagen, die laut Bauzeitenplan im 
ersten Jahr der Realisierung der Offshore-Anlage errichtet werden sollen, 
erforderliche Eigen- oder Fremdkapital oder  

 
b) die Vorverträge bzw. Reservierungsvereinbarungen über  

 
• die Fundamente, 
• die Umspannplattform inklusive Umspannwerk 
• die Verkabelung der Windenergieanlagen mit dem Umspannwerk 

 
nachgewiesen hat. 

 
Ein im Zeitpunkt der Vorlage unter der aufschiebenden Bedingung der Erlangung einer 
Finanzierungszusage stehender Vertrag über die Bestellung der Windenergieanlagen ist als 
verbindlich anzusehen, wenn der letztmögliche Zeitpunkt zum Eintritt der Bedingung nicht 
nach dem für den ÜNB maßgeblichen Stichtag für die Zuschlagserteilung liegt. Enthält der 
Vertrag ein Rücktrittsrecht der Offshore-Anlage für den Fall, dass eine Finanzierungszusage 
bis zu einem bestimmten Termin nicht erreicht werden kann, ist der Vertrag als verbindlich 
anzusehen, wenn der letztmögliche Zeitpunkt zur Ausübung des Rücktrittsrechts nicht nach 
dem für den ÜNB maßgeblichen Stichtag für die Zuschlagserteilung liegt. 

 
 

IV. Soweit Unternehmen/Offshore-Anlagen die in Ziffer III.4. genannten Großkomponenten 
ganz oder teilweise in Eigenfertigung herstellen, werden der verbindliche Vertrag über die 
Bestellung der Windenergieanlagen und die Vorverträge bzw. 
Reservierungsvereinbarungen durch eine eidesstattliche Versicherung der 
Geschäftsführung über ausreichend vorhandene und nicht anderweitig ausgelastete 
Produktionskapazitäten hinsichtlich der selbstgefertigten Großkomponente ersetzt. Beim 
Nachweis der Finanzierung von eigen produzierten Windenergieanlagen kann darauf 
abgestellt, bzw. mit einbezogen werden, in welcher Höhe die Produktion durch Eigenkapital, 
entsprechende Kreditlinien oder Bürgschaften verbindlich abgesichert sind. Hinsichtlich der 
nicht in Eigenfertigung hergestellten Großkomponenten gilt Ziffer III.4. uneingeschränkt. 

 
 

V. Die Anbindungskriterien Ziffer III.3 und/oder III.4. sind bis zu ihrer tatsächlichen Erfüllung als 
erfüllt anzusehen, wenn die Offshore-Anlage dem ÜNB statt der Erfüllungsnachweise eine 
Sicherheitsleistung von 200.000 € pro Megawatt zu reservierender Netzanschlussleistung 
leistet. 
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Die Sicherheitsleistung kann auch in Form einer selbstschuldnerischen Bürgschaft nach 
deutschem Recht eines in der EU zugelassenen Kreditinstituts oder eines über ein Rating 
„gute finanzielle Sicherheit bzw. Zahlungsfähigkeit“ im Bereich des „Investment Grade“ 
verfügenden Unternehmens erbracht werden. Die Bürgschaft muss den Verzicht auf die 
Einrede der Vorausklage und die Verpflichtung zur Zahlung auf erstes Anfordern enthalten.  
 
Der ÜNB hat eine ihm als Sicherheit überlassene Geldsumme bei einem Kreditinstitut zu 
dem für Spareinlagen mit dreimonatiger Kündigungsfrist üblichen Zinssatz anzulegen. Die 
Offshore-Anlage und der ÜNB können eine andere Anlageform für die Sicherheit 
vereinbaren. In beiden Fällen muss die Anlage der Sicherheit vom Vermögen des ÜNB 
getrennt erfolgen. Die Erträge stehen der Offshore-Anlage zu, soweit die Sicherheit 
zurückgewährt wird. 
 
Die Sicherheitsleistung ist nach tatsächlicher Erfüllung der Anbindungskriterien III.3 und III.4 
unverzüglich an die Offshore-Anlage zurück zu gewähren, wobei in diesem Fall die 
Kriterienerfüllung nicht stichtagsgebunden ist.  
 
Die Sicherheitsleistung verfällt, wenn die für den Bau der Offshore-Anlage erforderliche 
öffentlich-rechtliche Genehmigung erlischt oder aufgehoben wird oder der 
Genehmigungsinhaber erklärt, die Errichtung der Offshore-Anlage aufzugeben. Ergibt sich 
aus dem im Zuge des Anbindungskriteriums nach Ziffer III.4. nachzuweisenden Vertrag 
über die Bestellung sämtlicher Windenergieanlagen, dass die Offshore-Anlage mit einer 
niedrigeren MW-Leistung als der reservierten Netzanschlussleistung realisiert wird, verfällt 
die Sicherheitsleistung anteilig. 
 
Verfallene Sicherheitsleistungen hat der ÜNB kostenmindernd bei den Netzentgelten 
anzusetzen. 
 

 
VI. Die Realisierungswahrscheinlichkeit der Offshore-Anlage nach Ziffern III. und V. kann dem 

ÜNB zu den Stichtagen 01.03. und 01.09. eines Jahres nachgewiesen werden. 
 

1. Erfüllt eine Offshore-Anlage zu einem der beiden Stichtage die Anbindungskriterien 
Ziffer III.1. - III.3. oder Ziffer III.1., III.2., III.4. hat der ÜNB bis zum 30.04. bzw. 31.10. 
eines Jahres folgende Handlungen vorzunehmen: 

 
a) Der ÜNB erteilt der Offshore-Anlage eine bedingte 

Netzanbindungszusage1). Die Netzanbindungszusage darf nur auf die 
Vorlage des noch ausstehenden Anbindungskriteriums bedingt sein. 

 
b) Bei Vorhandensein von freien Kapazitäten auf einer vom ÜNB bereits 

bezuschlagten Netzanbindung im Sinne der Ziffer II. reserviert der ÜNB unter 
Beachtung der Ziffer VII. die von der Offshore-Anlage anzugebende 
Einspeisekapazität bis zum folgenden Stichtag. 

 
c) Ist eine Reservierung nach Buchst. b) auf einer vom ÜNB bereits 

bezuschlagten Netzanbindung im Sinne der Ziffer II. nicht möglich, schreibt 
der ÜNB unter Angabe des von der Offshore-Anlage gewünschten 
Fertigstellungstermins eine weitere Netzanbindung aus und reserviert unter 

 
1)  Mit der bedingten Netzanbindungszusage bestätigt der ÜNB, dass die Offshore-Anlage die für eine 

Ausschreibung einer Netzanbindung notwendige oder - bei Vorhandensein von freien Kapazitäten auf 
einer bereits ausgeschriebenen bzw. bereits vergebenen Netzanbindung im Sinne der Ziffer II. - die 
für eine Reservierung der Einspeisekapazität bis zum folgenden Stichtag notwendige 
Realisierungswahrscheinlichkeit aufweist. 
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Beachtung der Ziffer VII. die von der Offshore-Anlage angegebene 
Einspeisekapazität bis zum folgenden Stichtag. 

 
Eine Offshore-Anlage, die bereits zum vorigen Stichtag (Stichtag t -1) eine bedingte 
Netzanschlusszusage erhalten hat und am darauf folgenden Stichtag (Stichtag t 0) 
das ausstehende Anbindungskriterium nach Ziffer III. nicht erfüllt, kann die 
Handlungen nach Buchst. a) - c) erst wieder zum nächsten Stichtag (Stichtag t +1) 
beanspruchen. Die zum Stichtag t -1  erhaltene bedingte Netzanbindungszusage 
erlischt. 

 
2. Erfüllt eine Offshore-Anlage zu einem der beiden Stichtage die Anbindungskriterien 

Ziffer III.1. - III.4., hat der ÜNB bis zum 30.04. bzw. 31.10. eines Jahres folgende 
Handlungen vorzunehmen: 

 
a) Der ÜNB erteilt der Offshore-Anlage eine unbedingte 

Netzanbindungszusage2). 
 

b) Bei Vorhandensein von freien Kapazitäten auf einer vom ÜNB bereits 
vergebenen Netzanbindung im Sinne der Ziffer II. reserviert der ÜNB unter 
Beachtung der Ziffer VII. die von der Offshore-Anlage anzugebende 
Einspeisekapazität dauerhaft. 

 
c) Ist eine Reservierung nach Buchst. b) nicht möglich, befindet sich aber eine 

Netzanbindung im Sinne der Ziffer II. in der Ausschreibung, bezuschlagt der 
ÜNB diese Netzanbindung und reserviert unter Beachtung der Ziffer VII die 
von der Offshore-Anlage angegebene Einspeisekapazität dauerhaft. 

 
d) Ist weder eine Reservierung nach Buchst. b) noch nach Buchst. c) möglich, 

schreibt der ÜNB unter Angabe des von der Offshore-Anlage gewünschten 
Fertigstellungstermins eine weitere Netzanbindung aus und reserviert unter 
Beachtung der Ziffer VII. die von der Offshore-Anlage angegebene 
Einspeisekapazität dauerhaft. 

 
Eine unbedingte Netzanbindungszusage erlischt, wenn die für den Bau der Offshore-
Anlage erforderliche öffentlich-rechtliche Genehmigung erlischt oder aufgehoben 
wird oder der Genehmigungsinhaber erklärt, die Errichtung der Offshore-Anlage 
aufzugeben. 

 
 

VII. Erfüllen mehrere in einem räumlichen Zusammenhang stehende Offshore-Anlagen, der die 
gemeinsame Anbindung in technischer und wirtschaftlicher Hinsicht erlaubt, zum selben 
Stichtag die Voraussetzungen für die Erteilung einer bedingten oder unbedingten 
Netzanbindungszusage (vgl. Ziffern VI.1.; VI.2.) gilt für die Reservierung freier 
Einspeisekapazitäten unter den Offshore-Anlagen folgende Rangfolge: 

 
Im ersten Rang ist die Einspeiseleistung von solchen Offshore-Anlagen zu berücksichtigen, 
die  

 
• am maßgeblichen Stichtag des 01.03. und 01.09. die Anbindungskriterien für die 

Erteilung einer unbedingten Netzanbindungszusage erfüllen  
 

 
2)  Mit der unbedingten Netzanschlusszusage bestätigt der ÜNB, dass die Offshore-Anlage die für 

einen unverzüglichen Beginn der Erstellung einer Netzanbindung notwendige oder - bei 
Vorhandensein von freien Kapazitäten auf einer bereits ausgeschriebenen bzw. bereits vergebenen 
Netzanbindung im Sinne der Ziffer II. - die für eine dauerhafte Reservierung der Einspeisekapazität 
notwendige Realisierungswahrscheinlichkeit aufweist. 
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und  
 

• zum vorhergehenden Stichtag eine bedingte Netzanbindungszusage erhalten haben. 
 

Im zweiten Rang3) ist unter Erteilung einer unbedingten Netzanbindungszusage die 
Einspeiseleistung von solchen Offshore-Anlagen zu berücksichtigen, die am maßgeblichen 
Stichtag des 01.03. und 01.09. die Anbindungskriterien für die Erteilung einer unbedingten 
Netzanbindungszusage erfüllen, ohne zum vorhergehenden Stichtag eine bedingte 
Netzananbindungszusage erhalten zu haben. 
 
Im dritten Rang ist die Einspeiseleistung von solchen Offshore-Anlagen zu 
berücksichtigen, die am maßgeblichen Stichtag des 01.03. und 01.09. die 
Voraussetzungen für die Erteilung einer bedingten Netzanbindungszusage erfüllen. 
 
Unter Offshore-Anlagen, die im Hinblick auf die Reservierung freier Einspeisekapazitäten 
den gleichen Rang aufweisen, werden die freien Kapazitäten zu gleichen Teilen vergeben. 
Bei der Bewertung der Gleichrangigkeit können unter Beachtung des 
Diskriminierungsverbots technische, genehmigungsrechtliche und wirtschaftliche 
Gesichtspunkte Berücksichtigung finden, so dass eine Abweichung von der Aufteilung zu 
gleichen Teilen möglich ist. Ist die Anbindung aller gleichrangigen Offshore-Anlagen - 
bspw. aufgrund fehlender freier Schaltfelder am HGÜ-Konverter - nicht möglich, 
entscheidet über den/die freien Anbindungsplätze das Los. 

 
 

VIII. Wird in einem Ausschreibungsverfahren für eine Netzanbindung durch den ÜNB die Frist für 
die Abgabe von Angeboten verlängert und hat diese Verlängerung eine Verschiebung des 
eigentlich nach Ziffer (5) vorgesehenen Zuschlagstermins zur Folge, verschiebt sich auch 
der für die Offshore-Anlage geltende Stichtag um den entsprechenden Zeitraum. Mit der 
Verlängerung der Angebotsfrist hat der ÜNB alle Offshore-Anlagen, die für eine Anbindung 
an der von der Verschiebung betroffenen Netzanbindung in Frage kommen, zu informieren. 

 
 

IX. Nach Vergabe einer Netzanbindung erstellt der ÜNB eine Terminübersicht, die die 
geplanten Beginn- und Fertigstellungstermine hinsichtlich der Meilensteine  

 
• Verlegung/Installation der Landkabel 
• Verlegung/Installation der Seekabel 
• Errichtung des Land-Konverters (bei HGÜ-Technik) 
• Errichtung des See-Konverters (bei HGÜ-Technik) 
• Inbetriebsetzungsbereitschaft des DC-Systems (bei HGÜ-Technik) 
• Installation AC-Verbindung zwischen Offshore-Anlage und Konverter (bei HGÜ-

Technik) 
• Inbetriebsetzungsbereitschaft des AC-Systems 
• Beginn des Probebetriebs der Netzanbindung 
• Beginn des Wirkbetriebs der Netzanbindung 

 
enthält und übersendet die Übersicht an  

                                                 
3)  Auch wenn das Stufenverhältnis zwischen bedingter und unbedingter Netzanbindungszusage nicht 

zwingend ist, muss die diese Stufen durchlaufende Offshore-Anlage gegenüber einer Offshore-
Anlage, der die Kriterien für eine unbedingte Netzanbindungszusage „auf einmal“ erfüllt, bevorzugt 
werden. Denn die eine bedingte Netzanbindungszusage erlangende Offshore-Anlage muss darauf 
vertrauen dürfen, dass die dort genannte Kapazität im Falle der Erfüllung des fehlenden Kriteriums 
gesichert ist. Wäre dies nicht der Fall, wäre die bedingte Netzanbindungszusage faktisch entwertet 
und es würde im Verhältnis zu Kapitalgebern eine Situation analog dem sog. „Henne-Ei-Problem“ 
entstehen, welches die bedingte Netzanbindungszusage gerade verhindern soll. 
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• alle Offshore-Anlagen, die für eine Anbindung an dieser Netzanbindung in Frage 
kommen,  

• die Behörden, die für die Erteilung der für den Bau der Netzanbindung notwendigen 
Genehmigungen zuständig sind, 

•  die Bundesnetzagentur.  
 

Bei Änderungen in der Planung ist die Terminübersicht zu aktualisieren und den genannten 
Beteiligten zur Kenntnis zu bringen. Die Gründe für die Änderung sind zu erläutern. 

 
 

X. Der ÜNB und die Offshore-Anlage sind zu jeder Zeit verpflichtet, sich über Inhalt, zeitliche 
Abfolge und Verantwortlichkeit für die einzelnen Schritte zur Errichtung der Offshore-Anlage 
und der Netzanbindung auszutauschen. Sie haben sich unverzüglich wechselseitig über 
Fortschritte und/oder Änderungen des Projekts und des geplanten Realisierungsverlauf zu 
unterrichten. ÜNB und Offshore-Anlage können hierzu monatliche Abstimmungsgespräche 
verlangen. 

 
 
 
Konsultation 
 
Die Beschlusskammer stellt obige Eckpunkte hiermit zur öffentlichen Konsultation. 
 
Stellungnahmen (vorzugsweise per E-Mail, Dateiformat pdf) werden erbeten bis spätestens 
 

31.01.2012 
 
an die Adresse: Poststelle.bk6@bnetza.de
 
oder per Post an  
 
Bundesnetzagentur  
Beschlusskammer 6  
Postfach 80 01 
53105 Bonn 
 
Die Beschlusskammer beabsichtigt, die Stellungnahmen im Internet zu veröffentlichen. Sofern 
die Stellungnahme Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse beinhaltet, wird um Zusendung einer 
veröffentlichungsfähigen, geschwärzten Fassung gebeten. 

mailto:Poststelle.bk6@bnetza.de

